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Am 1. Juli 2021 wurde der Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex der Republik 

Kasachstan in Kraft gesetzt, woraufhin die spezialisierten bezirksübergreifenden Verwaltungsgerichte 

ihre Arbeit aufnahmen und in den regionalen (oblastnyh) Gerichten und dem Obersten Gericht 

gerichtliche Kammern für Verwaltungssachen eingerichtet wurden. 

In den drei Jahren der Arbeit der kasachischen Verwaltungsgerichte wurden viele qualitative 

Ergebnisse erzielt: 

Erstens liegt der Erfolgsgrad bei Klagen gegen staatliche Stellen bei 60 %, d. h. 6 von 10 Streitfällen 

werden gegen den Staat gewonnen. Der Pseudo-Schutz für die Interessen des Staates wurde beseitigt. 

Derzeit enden 12 % der Fälle mit einem Vergleich zwischen den Parteien, und 22 % der Klagen werden 

von den Klägern aufgrund der tatsächlichen Erledigung des Streitfalls zurückgezogen. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Trends in der globalen Wirtschaftsentwicklung wird die Anziehung 

von Investitionen zu einem Schlüsselfaktor für nachhaltiges Wirtschaftswachstum und Wohlstand des 

Landes. Dies stellte auch Präsident Kassym-Schomart Tokajew fest, der in seiner Rede vom 1. 

September 2023 „Der wirtschaftliche Kurs des fairen Kasachstan“ darauf hinwies, dass „das 
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Hauptproblem, das das Wachstum der Wirtschaft begrenzt, der Mangel an Investitionen ist. Ein 

Mangel an Investitionen ist gleichbedeutend mit einem Mangel an Wachstum in der Zukunft“. 

In diesem Zusammenhang unterzeichnete der Präsident am 4. Dezember 2023 einen Erlass „Über 

Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz der Arbeit zur Anziehung von Investitionen in die 

Wirtschaft des Landes“, der dem Rat für die Anziehung von Investitionen (Investitionszentrale) 

besondere Befugnisse verleiht. Eine der Hauptaufgaben der Investitionszentrale ist die Lösung 

problematischer Fragen bei Investitionsprojekten auf allen Ebenen. All dies deutet darauf hin, dass die 

Republik Kasachstan in den Prozess der Zusammenarbeit mit ausländischen Investoren und der 

Schaffung eines günstigen Investitionsklimas eingebunden ist. 

In diesem Zusammenhang sind Transparenz und Effizienz des Justizsystems wichtige Voraussetzungen, 

um den Schutz der Investoren zu gewährleisten und die Attraktivität des Marktes für Investitionen zu 

erhöhen. Die Arbeit der Justiz wirkt sich u.a. auf die Schaffung eines stabilen rechtlichen Umfelds aus, 

was wiederum das Vertrauen von Unternehmern und Investoren stärkt. 

Gemäß Art. 296 Abs. 1 des Unternehmensgesetzbuches der Republik Kasachstan ist eine 

Investitionsstreitigkeit eine Streitigkeit, die sich aus vertraglichen Verpflichtungen zwischen 

Investoren, einschließlich Großinvestoren, und staatlichen Stellen im Zusammenhang mit deren 

Investitionstätigkeit ergibt. Der Begriff des Investors ist auch in Art. 274 des 

Unternehmensgesetzbuches festgelegt, wonach „ein Investor natürliche und juristische Personen ist, 

die in der Republik Kasachstan investieren“. Ein Großinvestor ist definiert als eine natürliche oder 

juristische Person, die in der Republik Kasachstan Investitionen in Höhe von mindestens dem 

Zweimillionenfachen des monatlichen Berechnungsindikators (umgerechnet ca. 15 Mio. EUR) tätigt. 

Zu den Investitionen gehören gemäß Art. 274 Abs. 1 Unternehmensgesetzbuch alle Arten von 

Vermögenswerten (mit Ausnahme von Gütern, die für den persönlichen Verbrauch bestimmt sind), 

einschließlich Finanzleasingobjekten ab dem Zeitpunkt des Abschlusses des Leasingvertrags, sowie 

Rechte daran, die vom Investor in das Stammkapital einer juristischen Person oder in die Erhöhung des 

Anlagevermögens, das für die unternehmerische Tätigkeit genutzt wird, sowie für die Durchführung 

eines Projekts der öffentlich-privaten Partnerschaft, einschließlich eines Konzessionsprojekts, 

investiert werden. 

Aufgrund der Umsetzung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex und der Geltung 

des Zivilprozesskodex wurde eine gerichtliche Zuständigkeit für Investorenstreitigkeiten geschaffen. 

Nach Art. 27 Abs. 1 und 2 des Zivilprozesskodex der Republik Kasachstan und Art. 102 Abs. 3 des 

Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex der Republik Kasachstan werden Streitigkeiten 

mit Beteiligung von Investoren, die sich aus öffentlich-rechtlichen Beziehungen ergeben, von den 

Gerichten nach den Regeln des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex in erster 

Instanz von dem spezialisierten bezirksübergreifenden Verwaltungsgericht Astana behandelt. 
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Streitigkeiten mit Beteiligung von Investoren und staatlichen Organen, die nicht auf öffentlich-

rechtlichen Beziehungen beruhen, werden in erster Instanz vom spezialisierten bezirksübergreifenden 

Wirtschaftsgericht Astana nach den Regeln des Zivilprozesskodex entschieden.  

Investitionsstreitigkeiten, die von diesen Gerichten entschieden werden, unterliegen der Überprüfung 

durch die gerichtlichen Kollegien für Verwaltungssachen des Gerichts von Astana und des Obersten 

Gerichts gemäß den Vorschriften des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex bzw. des 

Zivilprozesskodex. 

Es sei darauf hingewiesen, dass das Gericht nach dem Verwaltungsverfahren- und 

Verwaltungsprozesskodex verpflichtet ist, in allen Phasen des Verfahrens bei der Beseitigung von 

Formfehlern, der Klärung unklarer Ausdrücke und der Einreichung von Anträgen zur Begründetheit der 

Verwaltungsklage, die für die vollständige Feststellung und objektive Bewertung der Umstände des 

Verwaltungsprozesses wichtig sind, unterstützend mitzuwirken. Sind die von den Beteiligten des 

Verwaltungsverfahrens vorgelegten Beweise unzureichend, so erhebt das Gericht sie von Amts wegen 

(Art. 130 Abs. 1 und 2 Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex). Dabei ist zu beachten, 

dass die Beweislast im Allgemeinen beim Beklagten - der Verwaltungsbehörde - liegt. 

Außerdem hat der Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex eine Reihe neuer und 

wirksamer Grundsätze für das Verwaltungsverfahren aufgestellt (Verhältnismäßigkeit, Grenzen der 

Ausübung des Ermessens der Verwaltung, Grundsatz des Vorrangs der Rechte, Schutz des Vertrauens, 

Verbot des Missbrauchs von Formvorschriften, Vermutung der Zuverlässigkeit usw.). So kann das 

Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrecht den Schutz der Rechte des Investors in seinen 

Streitigkeiten mit der Verwaltungsbehörde gewährleisten.  

Die wichtigsten Rechtsakte, die Fragen zu diesen Streitigkeiten regeln, sind:  

1) Verfassung der Republik Kasachstan;  

2) Zivilgesetzbuch der Republik Kasachstan vom 27. Dezember 1994, Nr. 268-XIII;  

3) Unternehmergesetzbuch der Republik Kasachstan vom 29. Oktober 2015 Nr. 375-V;  

4) Verwaltungsverfahrens- und -Verwaltungsprozesskodex der Republik Kasachstan;  

5) Zivilprozessgesetzbuch der Republik Kasachstan;  

6) Bodengesetzbuch der Republik Kasachstan vom 20. Juni 2003 Nr. 442;  

7) 7) Haushaltsgesetzbuch der Republik Kasachstan vom 4. Dezember 2008, Nr. 95-IV;  
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8) Gesetzbuch der Republik Kasachstan vom 25. Dezember 2017 Nr. 120-VI „Über Steuern und 

andere verpflichtende Zahlungen an den Haushalt“ (Steuergesetzbuch) und andere. 

Statistische Daten bezüglich Investitionsstreitigkeiten 2021-2023: 

Von 2021 bis 2023 gingen beim spezialisierten bezirksübergreifenden Verwaltungsgericht in Astana 

insgesamt 288 Klagen ein.  

Davon wurde in 131 Fällen eine Entscheidung getroffen, von denen 103 (auch teilweise) zugunsten der 

Investoren, was 78,6 % entspricht.  

125 Klagen wurden nicht angenommen, was 43,4 % der insgesamt eingegangenen Klagen entspricht.  

Die Rechtsgrundlagen für die Nichtannahme von Klagen waren überwiegend:  

Art. 138 Abs. 2 Unterpunkt 11 Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex, weil der 

Verwaltungsrechtsweg nicht eröffnet war - 56 %, und Art. 138 Abs. 2 Unterpunkt 17 wegen der 

Unzuständigkeit des Gerichts.  

Nichtannahme erfolgte auch häufig aufgrund der Rücknahme der eingereichten Klage durch den Kläger 

- 16,8 %. 

Es sei darauf hingewiesen, dass bei der Anfechtung der Bedingungen eines zivilrechtlichen Vertrags die 

staatliche Stelle als Vertragspartei auftritt und der Vertrag nicht mit der Ausübung von staatlichen 

Befugnissen verbunden ist. Folglich unterliegen solche Fälle einem zivilrechtlichen Verfahren.  

So hat das spezialisierte bezirksübergreifende Verwaltungsgericht Astana die Klage mit der 

Begründung nicht angenommen, dass die Forderungen des Klägers im vorliegenden Fall keine 

öffentlich-rechtlichen Beziehungen betreffen, da die Forderungen des Klägers auf den Bedingungen 

des zwischen den Parteien geschlossenen zivilrechtlichen Vertrags beruhen. Der Kläger bestritt die 

Weigerung der Beklagten, die Geltungsdauer des Vertrages zu verlängern. Daher wird über diesen 

Streit nicht im Verwaltungsprozess entschieden, da ein zivilrechtlicher Vertrag mit dem Staat über die 

Durchführung von Investitionen geschlossen wurde. Aus diesen Gründen ist das Gericht der 

Auffassung, dass über die Klage nicht in einem Verwaltungsprozess entschieden werden kann. 

Von den 288 Investitionsstreitigkeiten, über die das spezialisierte bezirksübergreifende 

Verwaltungsgericht Astana im Zeitraum 2021-2023 zu entscheiden hatte, wurden die meisten Klagen 

gegen die folgenden Beklagten gerichtet:  

 das Finanzministerium und seine strukturellen und territorialen Einheiten - 123 Klagen (42,7 

%);  
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 das Energieministerium und seine strukturellen und territorialen Einheiten - 39 Klagen (13,6 

%);  

 das Ministerium für Ökologie und natürliche Ressourcen und seine strukturellen und 

territorialen Einheiten - 37 Klagen (12,8 %);  

 das Ministerium für Industrie und Infrastrukturentwicklung (jetzt Ministerium für Industrie 

und Bauwesen) und seine strukturellen und territorialen Einheiten - 34 Klagen (11,8 %);  

 das Ministerium für Notstandssituationen und seine strukturellen und territorialen Einheiten 

- 6 Klagen (2,0%);  

 das Gesundheitsministerium und seine strukturellen und territorialen Einheiten - 5 Klagen 

(1,7%);  

 Akims (Bürgermeister), Akimats und regionale kommunale staatliche Einrichtungen - 20 Klagen 

(6,9 Prozent);  

 andere Beklagte - 24 Klagen (8,5 Prozent). 

Zum Beispiel bei der Klage des Unternehmens N gegen die spezialisierte Umweltstaatsanwaltschaft 

der Region Atyrau sowie gegen RGU „Westliche interregionale Abteilung der staatlichen Inspektion im 

Erdöl- und Erdgaskomplex des Energieministeriums“ über die Feststellung der Rechtswidrigkeit der 

Handlungen der Umweltstaatsanwaltschaft bei der Ausstellung und Übermittlung einer Aufforderung 

zur Durchführung einer Inspektion (Nr. 7194-22-00-4/3837) begründete das Gericht die Stattgabe der 

Klage damit, dass die Handlungen der Umweltstaatsanwaltschaft bei der Ausstellung und Übermittlung 

einer Aufforderung zur Durchführung einer Inspektion rechtswidrig waren. Das Berufungsgericht 

schloss sich den Schlussfolgerungen des erstinstanzlichen Gerichts an. Die Beklagte legte jedoch 

Revision bei der Kassationsinstanz ein. 

Die gerichtliche Kammer für Verwaltungssachen beim Obersten Gericht stellte fest, dass gemäß Art. 

156 des Unternehmensgesetzbuches eine Inspektion und eine präventive Kontrolle und Überwachung 

mit Besichtigung des Subjekts (Objekts) der Kontrolle und Überwachung unzulässig sind, wenn sie von 

einer Kontroll- und Überwachungsstelle unter grober Verletzung der in diesem Gesetzbuch 

festgelegten Anforderungen an deren Organisation und Durchführung durchgeführt wurden (Akte Nr. 

6001-23-00-6ap/1407 vom 23. November 2023). In diesem Fall gab es keine Gründe für die Inspektion, 

daher ist der Akt zur Einsetzung der Inspektion rechtswidrig.  

Trotz der Offensichtlichkeit der Schlussfolgerungen des erstinstanzlichen Gerichts aufgrund der 

Handlungen des Verwaltungsorgans ging der Fall also durch alle Instanzen. Es wurden Haushaltsmittel, 
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die Zeit von Richtern und Angestellten staatlicher Organe aufgewendet, und dem Investor sind 

finanzielle Kosten entstanden. 

Die meisten Verwaltungsbehörden verstoßen gegen die festgelegten Verfahren zur Durchführung von 

Inspektionen oder haben Schwierigkeiten, die Einhaltung dieser Verfahren vor Gericht nachzuweisen. 

Sehr oft halten sich die Verwaltungsbehörden nicht an die Verfahren für die Durchführung von 

Inspektionen, z. B. fehlen die erforderlichen Unterschriften, Nachweise über durchgeführte 

Messungen werden dem Gericht nicht vorgelegt, usw. Es sei darauf hingewiesen, dass gemäß dem 

Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex die Beweislast beim Beklagten - der 

Verwaltungsbehörde - liegt. 

So z.B. wurde die Klage der TOO „A“ gegen das RGU „ Departement der Staatseinnahmen für das 

Gebiet Aktobe des Komitees der Staatseinnahmen des Finanzministeriums der Republik Kasachstan“ 

auf die teilweise Aufhebung des Bescheides über die Ergebnisse der Steuerprüfung vom 6. September 

2021 Nr. 120, soweit der an den Haushalt zu viel gezahlte Betrag der Mehrwertsteuer nicht erstattet 

wurde, damit begründet, dass die elektronischen Rechnungen, die von den strittigen Lieferanten von 

Waren (Arbeiten, Dienstleistungen) in voller Übereinstimmung mit den darin enthaltenen Daten 

ausgestellt wurden, ihre Bestätigung in der für das erste Quartal 2021 eingereichten Erklärung des 

Klägers fanden, infolgedessen die aufgrund der Anwendung des Analyseberichts "Pyramide" 

gemachten Feststellungen der Beklagten über die Verstöße bei den Lieferanten nicht den tatsächlichen 

Umständen entsprechen.  

Mit Entscheidung des spezialisierten bezirksübergreifenden Verwaltungsgerichts Astana vom 6. Mai 

2022 wurde die Klage abgewiesen. Die Entscheidung wurde am 18. August 2022 durch das 

Berufungsgericht bestätigt.  

Unter Aufhebung der Rechtsakte des erstinstanzlichen sowie Berufungsgerichts hat die gerichtliche 

Kammer für Verwaltungssachen beim Obersten Gericht eine neue Entscheidung über die Aufhebung 

des Bescheids über die Ergebnisse der Steuerprüfung Nr. 120 vom 6. September 2021 erlassen und ist 

zu folgendem Schluss gekommen. Aus dem Akt der dokumentarischen Steuerprüfung Nr. 120 vom 6. 

September 2021 geht hervor, dass laut dem erstellten Analysebericht „Pyramide“ Verstöße bei 27 

Lieferanten der Partnerschaft der ersten Ebene aufgedeckt wurden, bei denen festgestellt wurde, dass 

sie den Betrag der Mehrwertsteuer auf verkaufte Waren, Arbeiten, Dienstleistungen zu niedrig 

angesetzt haben. Gemäß Art. 152 Pkt. 12 Unterpkt. 2) und 3) Steuergesetzbuch erfolgt keine 

Rückerstattung der Mehrwertsteuer in Höhe der Beträge, für die zum Zeitpunkt des Abschlusses der 

Steuerprüfung: „2. bei Lieferanten des geprüften Steuerpflichtigen auf der Grundlage der Ergebnisse 

der Analysen des Analyseberichts "Pyramide" Verstöße festgestellt wurden; 3) die Richtigkeit der 

Mehrwertsteuerbeträge nicht bestätigt wurde“. Gemäß Punkt 11 der Regeln für die Rückerstattung 

des Mehrwertsteuerüberschusses, die durch die Verordnung des Finanzministers vom 19. März 2018 

Nr. 391 genehmigt wurden, erstellt die staatliche Steuerbehörde bei der Durchführung einer 
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thematischen Prüfung zur Bestätigung der Richtigkeit der Beträge des Mehrwertsteuerüberschusses, 

die zur Rückerstattung angemeldet wurden, sowie der Richtigkeit der Beträge der Mehrwertsteuer, 

die aus dem Haushalt an den Leistungsempfänger zurückerstattet wurden, für die das vereinfachte 

Rückerstattungsverfahren angewendet wurde, einen analytischen Bericht "Pyramide" über den 

geprüften Leistungsempfänger betreffend dessen Lieferanten unter Verwendung des 

Informationssystems für den geprüften Steuerzeitraum. Das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein 

von Verstößen beim Lieferanten des Exporteurs bei Transaktionen mit Dritten sollte keinen Einfluss 

auf die Erbringung der staatlichen Dienstleistung „Rückerstattung der Mehrwertsteuer aus dem 

Haushalt“ für den Exporteur haben. Daher ist der in der Kassationsbeschwerde vertretene und im Akt 

der dokumentarischen Steuerprüfung wiedergegebene Standpunkt der Beklagten, wonach alle 

Transaktionen von Lieferanten (der zweiten und nachfolgenden Ebenen) und nicht nur die 

Transaktionen zwischen dem Lieferanten und dem Exporteur direkt untersucht werden sollten, nicht 

haltbar.  

Die Beklagte weist zwar darauf hin, dass im Akt der dokumentarischen Steuerprüfung die Beziehungen 

zwischen der Klägerin und ihren direkten Lieferanten (der ersten Ebene) untersucht werden, prüft aber 

in Wirklichkeit die Lieferanten der nachfolgenden Ebenen, d. h. die Erfüllung der Verpflichtungen von 

juristischen Personen, mit denen die Klägerin keine Transaktionen getätigt hat. Die Beklagte wendet 

also die Rechtsnorm erweiternd an.   

Die oben genannten Fallbeispiele sind keine Einzelfälle. Im Allgemeinen sind die Hauptfehler der 

Verwaltungsbehörden Probleme mit der gerichtlichen Beweisführung für die Ergebnisse der 

durchgeführten Kontrollen, die im Verwaltungsakt dargelegten Tatsachen. 

Es ist sehr wichtig, den Investoren zu erklären, dass die Nichtannahme einer Klage wegen 

Unzulässigkeit eines Verwaltungsgerichtsverfahrens keine Verletzung des Rechts des Klägers auf 

Rechtsschutz darstellt. Für verschiedene Kategorien von Streitigkeiten sind unterschiedliche 

Gerichtsverfahren vorgesehen, daher können die Verwaltungsgerichte über eine Streitigkeit, für die 

sie nicht zuständig sind, nicht entscheiden. In einem solchen Fall unterliegt die Streitigkeit der Prüfung 

durch das spezialisierte bezirksübergreifende Wirtschaftsgericht Astana. 

Im Rahmen der vom Staatspräsidenten gestellten Aufgabe, die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu 

erweitern, soll der Begriff „öffentlich-rechtlicher Vertrag“ und sein Mechanismus im 

Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozesskodex ausgearbeitet werden, was in Zukunft dazu 

beitragen könnte, ein einheitliches Rechtsverfahren für die Beilegung von Streitigkeiten im 

Zusammenhang mit der Investitionstätigkeit des Investors festzulegen. 
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